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Strukturkrise in
Niedersachsen:

Land

März lg88

Nach fast zwölf Jahren Amtszeit Ernst Albrechts
steht N iedersachsen vor ei nem Scherbenhaufen:

Das Land ist pleite, ganze Regionen Iiegen dar-
nieder oder brechen ein. Den Kommunen

steht das Wasser bis zum Hals" 365 784 regi-
strierte Arbeitslose meldet die Statistik für

den Februar 1988 in Niedersachsen, 12,9 Pro-
zent Doch das Zahlenwerk täuscht Zählt

man die 67 881 Menschen hinzu, die in För-
dermaßnahmen und ABM-Stellen versteckt
sind, sowie weitere 150 000 aus der ,,stillen
Reserve" sind 583 665 Menschen im zweit-

größten Flächenland der Bundesrepublik
ohne Arbeit und Perspeldive. Wirksame

Rezepte oder Programme gegen die Struk-
turkrise gibt es nicht ,,Die Konzeptlosigkeit

der Regierung AIbrecht," kritisiert die hanno-
versche Bezirksleitung der IG Metall,,,hat

gemeingefährl iche Ausmaße angenommen."
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ln keinem anderen Flächen-
land ist die Arbeitslosigkeit
so gestiegen wie in Nieder-
sachsen: 1976 waren 136 000
Menschen im land arbeitslos
(5,4 Prozent). Heute, zwölf
Jahre später, sind es offiziell
365784 (12,9 Prozent) - in
Wirklichkeit über 580 000.
Obwohl viele Pendler den Ar-
beitsmarkt gewaltig entlasten
- 60 000 Niedersachsen fah-
ren zurArbeit nach Hamburg,
88000 nach Bremen - droht
ganzen Regionen wirtschaft-
lich und sozial das,,Aus".
Nicht nur in Ostfriesland, wo
die 30-Prozent-Marke seit
Jahren überschritten ist.
Auch das Emsland, die Küste,
das Zonenrandgebiet, der
Harz und das Weserbergland
melden ,,Land unter". Das
wirtschaftliche Herz des Lan-
des, die Region Hannover-
Braunschweig-Salzgitter,
bleibt nicht verschont.
Mit der ,,stillen Reserve", im
Albrecht-Land etwa 150 000,

leben über eine halbe Million
Menschen zwischen Harz
und Heide am Rande der Exi-
stenz. Der dramatische An-
stieg auf über400 000 Sozial-
hilfeempfänger zehrt die
Kommunen finanziell aus.
lhnen steht das Wasser bis
zum Hals. Und jetztauch noch
die vielgepriesene Steuerre-
form: Hier gehen dem Land
ab 1990 1,4 Milliarden Mark
verloren.
Doch es kommt noch schlim-
mer:die Konjunktur kippt, die
Staatsschulden galoppieren.
Was auf der einen Seite als
Steuersenkung für Besser-

verdienende geplant ist, geht
auf der anderen Seite einher
mit angekündigten höheren
Steuern auf Täbak, Schnaps
und Sprit. Medikamente, Bril-
len, Gebiß - alles wird teurer,
das Telefon auch.
Während es im Lande lichter-
loh brennt, lassen Bundes-
kanzler Kohl, Finanzminister
Stoltenberg und Ministerprä-
sidentAlbrecht die Dinge trei-
ben. Sie se2en auf das,,Spiel
der freien Kräfte".
Statt die staatliche lnvesti-
tionsquote, die in Nieder-
sachsen von 18 Prozent im
Jahre 1978 auf unter 13 Pro-
zent gefallen ist, erheblich zu
erhöhen, soll sie bis 1989 wei-
ter auf 11,7 Prozent fallen.

Ernst Albrecht spricht dage-
gen immer noch vom ,,Auf-
steigerland": ,,Uns gehtes gut.
So soll es bleiben." Und auch
mal über die Arbeitslosen:
,,Für viele Arbeitslose sind es
ganz angenehme Ferien, je-
denfalls kein Weltuntergang."
Die drohende Rezession wird
die Nöte der strukturschwa-
chen Gebiete noch verschär-
fen. Auch die Automobilindu-
strie geht auf Talfahrt. Das
Essener Prognose lnstitut
Marketing Systems sagt
einen Rückgang für 1988 um
4,4Prozenl voraus.
Wenn es bei VW rummst, -
dann knallt es nicht nur in de. ;
Standorten, dann knallt es in-
der gesamten Wirtschaft.

Und da hat Niedersachsen
von 1972 bis1983 mitAbstand
von allen Bundesländern aus
Bonn die meisten GA-Mittel
erhalten. 1 983 62,27 Millionen
Mark.
Obwohl Bayern ,,nur" 22,67
Millionen bekam, wurden die
Mittel anders genuüt. Das
Geld wurde mehr auf kleine
und mittlere Unternehmen
gestreut. Effekt: 12665 zu-
sätzliche ArbeitspläLe wur-
den geschaffen und 3219P-'
gesichet. \:,
Dagegen wurden in Nieder-
sachsen nur 7 757 zusäEli-
che ArbeitspläEe geschaffen
und nur 16747 gesichert.
Typisch: Von 1981 bis 1983
stiegen in Niedersachsen die
Zuschüsse an die Wirtschaft
um 76 Prozent, während die
Zahlder damit neu geschaffe-
nen Arbeitsplätze zugleich
um 68 Prozent sank.
Uns geht es aber darum: öf-
fentliche Hilfen sind an Be-
schäftigungsauflagen zu bin-
den. Und zu kontrollieren!

äffentliche Gelder ohne äffentliche Kontrolle?

Die staatliche Wrtschaftsför-
derung in Nledersachsen ist
in besonderem MaBe ineffi-
zient und erfolglos. Zu die-
sem arlarmierenden Ergeb
nis kommt der Wrtschafts-
wissenschaftler Dr. Gerhard
Becher von der Universität
Braunschweig in einer bisher
beispiellosen Studie über die
Wrtschaftsstruktur und -för-
derung in unserem Land.
Laut Becher würden direkte
Finanzhilfen an wenige Groß-
unternehmen gegeben - die
sich dann häulig noch als
Flop enveisen. So hat der
Stahlindustrielle Willy Korff
170 Millionen kassiert. Für
Nordferro in Emden. Das Un-
ternehmen ist im Konkurs, die
Arbeitsplätze sind weg. Dem
Rheinmetall-Konzern der Fa-
milie Röchling wurden für
eine Waffenschmiede in der
Heide bei Unterlüß 100 Millio-
nen bewilligt. Effekt: 46 Ar-
beitsplätze für Spezialisten
von anderswo.
Obwohl es dabei um Millio-
nen-Beträge geht, werden
Subventionen ohne Auflagen
und ohne Erfolgskontrolle
vergeben, kritisiert Becher.
Das Fiasko der Förderung in
Niedersachsen veranschau-
licht der Wissenschaftler am
Beispiel eines der wichtigsten
Förderinstrumente, der Ge-
meinschaftsaufgabe (GA) zur
,,Verbesserung der regiona-
len Wirtschaftsstru ktur".





Wir brauchen Beschäftigungsinitiativen in den Regionen und ein gezieltes Beschäfti-
gungsprogramm in Niedersachsen
Die Vergeudung von Miüeln muß aufhören. Die öffentlichen Gelder müssen gezielt
unter Beschäftigungsaufl agen vergeben und kontrolliert werden.

Ob in öffentlichen Bereichen oder bei VW - der Staat darf sich nicht aus seiner be-
schäftigungspolitischen Verantwortung stehlen. Die Privatisierungswelle, die das
Volk enteignet und nur wenige reich macht muß gestoppt werden.

Das Modell der Konservativen, die Reichen auf Kosten der Armen noch reicher zu
machen, führt zu einer Spaltung der Gesellschaft: Einem Drittel gehfs gut ein Drittel
hofft, ein Drittel muß darben.
Die Bundesregierung will die Betriebsverfassung ändern. Sie will die betrieblichen
lnteressenvertretungen schwächen. Wir brauchen bei der Bewältigung der techni-
schen Veränderungen das Gegenteil: Mehr Mitbestimmungsmöglichkeiten statt
weniger.
ln den Betrieben wird - wenn überhaupt - Weiterbildung mit der,,linken Hand" praHi-
zierl Dieser Mangel rächt sich: Die Unternehmer klagen über Facharbeitermangel
und Massenarbeitslosigkeitzugleich. Deshalb: Wir brauchen breitangelegteQualifi-
zierungsprogramme - in allen Unternehmen.

Die Grenzen der Belastungen für Natur und Mensch sind längst überschritten. Und
einige wollen so weitermachen. Das geht nicht Die Devise muß sein: Umweltschäden
vermeiden. Hier muß etwas getan werden - durch lnvestitionen, Forschung und
Entwicklung.
Die Verursacher von Umweltschäden müssen zur Verantwortung gezogen werden.
Altlasten müssen angepackt werden: Hier können Hunderttausende neuer Arbeits-
plätse entstehen - zum Beispiel durch Recyclinganlagen.

Ein Arbeitsloser kostet uns 25 000 Mark im Jahr Folos: Novum

Arbeitslosigkeit gibts nicht zunY
Null-Tarif. Arbeitslosigkeit muß

bezahlt werden: Bei 3,6 Millionen Arbeitslosen (mit stiller Reserve) ergibt
das Gesamtkosten von 84 Milliarden Mark im Jahr- für jedenArbeitslosen
25 000 Mark Und es ist allemal billiger, statt Arbeitslosigkeit zu bezahlen,
Beschäftigung zu finanzieren. Bei 3,6 Millionen Arbeitslosen geht der
Volkswirtschaft allein eine Wertschöpfung von227 Milliarden Mark jähr-
Iich verloren. Eine gigantische Summe!

FHftIl Über 60 Milliarden geben wir jährlich für,,unsere"Verteidl
llll§ftllJ$tr gung aus. Immer kostspieligere tödliche ,,Spielzeuge'
werden produziert - statt nützlicher Dinge. Die Aufrüstung der Bundes-
wehr kostet iährlich allein 24 Milliarden Mark

10 Milliarden geben wir im Jahr für die Herstel-
Iung von Lebensmitteln aus, dieanschließend

wieder vernichtet werden. Widersinniger gehts nicht

Fast 35 Milliarden will die Bundesregierungl9SS
und 1989 durch die Steuerreform ausschütten.

Mit den Wohltaten werden die Begüterten überschüttet, die Opfer bringen
die kleinen Leute. Die Milliarden werden jedoch an allen Ecken und lGnten
fehlen. Damit müßte investiert werden, wo es notwendig ist. Franz Stein-
kühler: ,,Wenn der Finanzminister Geld hat, um für eine unnütse Steuer-
reform 35 M illiarden Markzu verschenken, dann müssen auch 2 M illiarden
da sein, um neue Arbeitsplätze zu schaffen."Ein MRCA Tornado kostet uns 110 Millionen Mark
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